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Satzung zum Schutz des Baumbestandes im Amt Gerswalde -
Baumschutzsatzung -
[Präambel durch die 2. Änderungssatzung ersatzlos gestrichen. Ursprünglich:
beschlossen vom Amtsausschuss des Amtes Gerswalde am 13.12.2006.]

§ 1 Anwendungsbereich
Auf Grund dieser Satzung werden Bäume innerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebauungspläne auf dem Territorium der
amtsangehörigen Gemeinden Flieth-Stegelitz, Gerswalde, Milmersdorf, Mittenwalde und
Temmen-Ringenwalde als geschützte Landschaftsbestandteile festgesetzt

1. mit einem Stammumfang von mindestens 60 cm;

2. mit einem geringeren Stammumfang, wenn sie aus landeskulturellen Gründen,
einschließlich der Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen gemäß den §§ 12 oder 14 des
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes (BbgNatSchG), oder als Ersatzpflanzung gemäß
der jeweils geltenden Baumschutzsatzung gepflanzt wurden.

Der Stammumfang wird jeweils in 1,30 m Höhe über dem Erdboden gemessen.

§ 2 Ausnahmen vom Anwendungsbereich
(1) Diese Satzung findet keine Anwendung auf

1. Bäume auf Grundstücken mit einer vorhandenen Bebauung bis zu zwei Wohneinheiten,
mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Plantanen, Linden und Rotbuchen, die in 1,30 m Höhe
über dem Erdboden gemessen einen Stammumfang von mehr als 190 cm aufweisen;

2. Obstbäume, Pappeln, Baumweiden sowie abgestorbene Bäume innerhalb des
besiedelten Bereiches;

3. Bäume, die aufgrund eines Eingriffs gem. § 10 BbgNatSchG gefällt werden, der nach §
17 BbgNatSchG zugelassen worden ist;

4. gewerblichen Zwecken dienende Bäume in Gartenbaubetrieben im Sinne der
Baunutzungsverordnung;

5. Bäume in kleingärtnerisch genutzten Einzelgärten einer Kleingartenanlage im Sinne
des § 1 Abs. 1 des Bundeskleingartengesetzes;

6. Wald im Sinne des § 2 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg.

(2) Unberührt bleibt der Schutz von Bäumen auf Grund anderweitiger Rechtsvorschriften,
insbesondere zum Schutz

1. von Nist-, Brut- und Lebensstätten wild lebender Tiere nach den §§ 39 Abs. 5 Nr. 2
BNatSchG und 72 BbgNatSchG;

2. von Alleen und Streuobstbeständen nach den §§ 31, 32 und 72 BbgNatSchG;

3. von Teilen von Natur und Landschaft nach Abschnitt 4 und § 78 BbgNatSchG.

§ 3 Schutzzweck
Schutzzweck dieser Verordnung ist die Erhaltung des Baumbestandes, insbesondere

1. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- und Landschaftsbildes und wegen
seiner besonderen Bedeutung für den Erlebnis- und Erholungswert von Landschaften;



2. auf Grund seiner ökologischen Funktionen für die Erhaltung, Entwicklung oder
Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes;

3. wegen seiner Bedeutung als Lebensstätte wild lebender Tierarten;

4. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen (wie Luftverunreinigung, Staub, Lärm) sowie im
Sinne einer Erhaltung und Verbesserung des Kleinklimas.

§ 4 Verbote, zulässige Handlungen
(1) Es ist verboten, geschützte Bäume zu beseitigen, zu beschädigen, in ihrem Aufbau
wesentlich zu verändern oder durch andere Maßnahmen nachhaltig zu beeinträchtigen.
Verboten sind auch alle Einwirkungen auf den Wurzelbereich von geschützten Bäumen,
welche zur nachhaltigen Schädigung oder zum Absterben des Baumes führen können.
Der Wurzelbereich eines Baumes umfasst dabei die Bodenfläche unter der Krone von
Bäumen (Kronentraufe) zuzüglich 1,50 m, bei Säulenformen zuzüglich 5 m nach allen
Seiten.

(2) Ordnungsgemäße und fachgerechte Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen sowie die
Beseitigung von Bäumen im Rahmen der Umgestaltung oder Erneuerung von linearen
Flurgehölzen auf der Grundlage eines Maßnahmekonzeptes, dem der Amtsdirektor
zugestimmt hat, fallen nicht unter das Verbot des Absatzes 1.

(3) Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr für Leben und
Gesundheit von Personen oder Sachen von bedeutendem Wert fallen nicht unter die
Verbote des Absatzes 1. Die getroffenen Maßnahmen sind dem Amtsdirektor unverzüglich
anzuzeigen. Der gefällte Baum oder die entfernten Teile sind mindesten 10 Tage nach der
Mitteilung zur Kontrolle bereitzuhalten. Bei Maßnahmen, die von den
Katastrophendiensten im Rahmen der Gefahrenabwehr ausgeführt werden, entfällt eine
entsprechende Nachweispflicht.

§ 5 Genehmigung, Ersatzpflanzung
(1) Eine nach § 4 Abs. 1 verbotene Maßnahme bedarf der vorherigen Genehmigung durch
den Amtsdirektor. Anträge auf Genehmigung sind schriftlich unter Angabe von Gründen
an das Amt Gerswalde zu richten. Einem Genehmigungsantrag ist ein durch Fotos
ergänzter Bestandsplan beizufügen, in dem mindestens die auf dem betreffenden
Grundstücksteil befindlichen geschützten Bäume unter Angabe von Baumart und
Stammumfang eingetragen sind.

(2) Die Genehmigung nach Absatz 1 kann erteilt werden, wenn

1. ein nach sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässiges Vorhaben sonst nicht
oder nur unter unzumutbaren Beschränkungen verwirklicht werden kann;

2. der Baum für den Eigentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten zu unzumutbaren
Nachteilen oder Beeinträchtigungen führt;

3. von dem Baum Gefahren für Personen oder für Sachen von bedeutendem Wert
ausgehen und die Gefahren nicht auf andere Weise mit zumutbarem Aufwand beseitigt
werden können;

4. Bäume im Interesse der Erhaltung und Entwicklung des übrigen Baumbestandes
entfernt werden müssen.

§ 72 BbgNatSchG bleibt unberührt.

(3) Die Genehmigung ist schriftlich zu erteilen; sie kann mit Nebenbestimmungen
versehen werden.

(4) Mit der Genehmigung zur Beseitigung soll dem Antragsteller auferlegt werden, als
Ersatz Bäume in bestimmter Anzahl, Art und Größe zu pflanzen und zu erhalten; dies gilt
nicht für abgestorbene Bäume. Die Bemessung der Auflage zur Ersatzpflanzung gemäß



der Anlage 1 richtet sich unter Berücksichtigung des Schutzzweckes in § 3 nach dem
Wert des beseitigten Baumbestandes. Der Wert eines geschützten Baumes ergibt sich aus
dem Stammumfang, der Baumart, dem Habitus und der Vitalität. Für die Ersatzpflanzung
sollten einheimische Gehölze gemäß der Anlage 2 verwendet werden. Die
Ersatzpflanzung ist zu wiederholen, wenn sie zu Beginn der dritten Vegetationsperiode
nicht angewachsen ist. Die Ersatzpflanzung ist auf dem Grundstück, auf dem der Baum
gefällt wurde, vorzunehmen. Mit Zustimmung des Amtsdirektors kann die
Ersatzpflanzung auch im Gebiet des Amtsbereiches Gerswalde vornehmlich jedoch im
Gebiet der jeweiligen Gemeinde vorgenommen werden.

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, wenn Maßnahmen im Sinne des § 4 Abs. 1 ohne die nach
Absatz 1 erforderliche Genehmigung durchgeführt worden sind.

(6) Die Erfüllung der Verpflichtungen nach Absatz 4 geht auf den Rechtsnachfolger des
Grundstückseigentümers oder Nutzungsberechtigten über.

§ 6 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 73 Abs. 2 Nr. 2 BbgNatSchG handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. Bäume entgegen den Verboten des § 4 Abs. 1 ohne die erforderliche Genehmigung
beseitigt, beschädigt, in ihrem Aufbau wesentlich verändert oder durch andere
Maßnahmen nachhaltig beeinträchtigt;

2. die in § 4 Abs. 3 vorgeschriebene Mitteilung an den Amtsdirektor unterlässt;

3. entgegen § 4 Abs. 3 den gefällten Baum oder die entfernten Teile nicht mindestens 10
Tage nach der schriftlichen Mitteilung zur Kontrolle bereithält;

4. der Auflage nach einer Ersatzpflanzung nach § 5 Abs. 4 gar nicht, nicht vollständig
oder nicht fristgerecht nachkommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit einer Geldbuße bis zu 10.000
EUR, in den Fällen der Nummer 1 bis zu 50.000 EUR geahndet werden.

§ 7 Inkrafttreten/Außerkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 22.10.2004 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung zum Schutz des
Baumbestandes im Amt Gerswalde vom 06.11.02 außer Kraft.

Gerswalde, den 10.01.07
Bernd Brandenburg, Amtsdirektor

Anlage 1 zur Baumschutzsatzung des Amtes Gerswalde vom 30.09.2004 –
Ersatzpflanzungen
Umfang des beantragten zu fällenden Baumes in cm | Anzahl der Ersatzpflanzungen |
Höhe des zu pflanzenden Laubbaumes | Höhe des zu pflanzenden Nadelbaumes
60 - 100 | 1 | 1,80 m | 0,80 m
101 - 200 | 2 | 1,80 m | 0,80 m
ab 201 | 3 | 1,80 m | 0,80 m

Für Genehmigungen, die nach § 5 dieser Satzung erteilt werden und nicht in der Anlage 1
aufgeführt werden, richtet sich die Ersatzpflanzung nach dem Wert des beseitigten
geschützten Landschaftsbestandteiles. Anlage 1 wird sinngemäß angewendet.

Anlage 2 zur Baumschutzsatzung des Amtes Gerswalde vom 30.09.2004 –
Liste geeigneter, einheimischer Baumarten zur Ersatzpflanzung



Laubbäume: a) Schwarz-Erle, b) Gemeine Esche, c) Silberweide, d) Birke, e) Feld-Ahorn,
f) Gemeine Hainbuche, g) Rotbuche, h) Stiel-Eiche, i) Winter-Linde, j) Sommer-Linde, k)
Feld-Ulme

Nadelbäume: l) Gemeine Kiefer, m) Douglasie, n) Gemeine Fichte, o) Blaufichte, p)
Nordmann-Tanne

Hinweis zu den eingearbeiteten Änderungen
1. Änderungssatzung, beschlossen vom Amtsausschuss am 06.05.2009, ausgefertigt
Gerswalde, den 12.05.09 (Bernd Brandenburg, Amtsdirektor), gültig ab 28.05.2009: „1. In
der Überschrift zu § 5 wird das Wort „Ausgleichszahlung“ ersatzlos gestrichen. 2. In § 5
Abs. 4 werden die Sätze 5, 6 und 7 ersatzlos gestrichen. 3. In § 6 Abs. 1 Nr. 4 werden die
Wörter „oder der Ausgleichszahlung nicht“ gestrichen. 4. In der Anlage 1 zur
Baumschutzsatzung des Amtes Gerswalde vom 30.09.2004 wird die Spalte mit den
Angaben zur Höhe der Ausgleichszahlung ersatzlos gestrichen.“

2. Änderungssatzung, beschlossen am 31.01.2011, ausgefertigt Gerswalde, den
08.02.2011 (Rutter, Amtsdirektor), gültig ab 03.03.2011: „1. Die Präambel wird ersatzlos
gestrichen. 2. In § 2 Abs. 2 Nr. 1 wird „34 Nr. 1, 3“ ersetzt durch „39 Abs. 5 Nr. 2
BNatSchG“. 3. In § 5 Abs. 4 wird der bisherige Satz „8“ nunmehr Satz „5“.“


